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Der Rechtsanwalt verstößt gegen seine Pflichten.aus dem Anwalts- 
|V vertrag, wenn er bei dem Vorhandensein mehrerer Möglichkeiten,
•> wie die Interessen seines Mandanten gewahrt werden können,
L nicht den sichereren Weg wählt.
i»

> BGH, Urt. v. 22- September 1958 - III ZE 16/58 _ 0j|
i• ) • ?
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Verkündet 
am 22. Sept. 1958 
Scheibl» Hilfsarbeiter 
im mittleren Justizdienst 
als Urkundsbeamter der 
Ges chäft sst eile

I m  N a m e n  d e s V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Rechtsanwalts Br. Erich B Q H P ’ Sppstraße 09
Beklagten? Berufungsbeklagten und Revisionsklägers ,

' - Prozeßbevollmächtigter% Rechtsanwalt Br<
gegen

die huchhandle 
Krs v OflPp AI

geb. 11

Klägerin» Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte, 
Prozeßbevollmächtigter% Rechtsanwalt Br,

hofc der III, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 22. September 1958 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Prof, Br. Geiger 
sowie der Bundesrichter.Br. Pagendarm, Br. Arndt, Br.Beyer 
lind Br. Hußla

für Recht erkannt;

Bie Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
3. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Celle vom 
27o November 1957 wird zurückgewiesen.

Bie Kosten des Revisionsverfahrens trägt der 
Beklagte.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

i)ie Klägerin macht gegen den Beklagten Schadensersat2ansprü- 
che mit der Begründung geltend, er habe sie in ihrem Unterhalts­
prozeß 1 C 657/52 AG Hannpver schlecht vertreten, so daß sie 
infolgedessen ihre Unterhaltsansprüche gegen den von ihr ge­
schiedenen Ehemann verloren hätte o

Bern Prozeß liegt folgender Sachverhalt zugrundes Die Klä­
gerin ist von ihrem früheren Ehemann durch rechtskräftiges Ur­
teil des Landgerichts Hannover vom 18, Oktober 1948 (2 R 
284/48 LG Hannover) rechtskräftig alleinschuldig geschieden 
worden» Während des Ehescheidungsprozesses hatte der Ehemann 
jn vollstreckbarer Urkunde vom 20« Dezember 1948 Nr»' 159/48 
der Urkundenrolle des Notars sich verpflichtet,
der Klägerin eine Unterhaltsrente von monatlich 200 DM, läng­
stens jedoch bis zu ihrer Wiederverheiratung zu zahlen. Der 
geschiedene Ehemann zahlte der Klägerin-allerdings schleppend - 
Unterhalt»

Im Juni 1952 erhob er Vollstreckungsgegenklage (1 0 657/52 
AG Hannover) mit der Behauptung, die Klägerin habe ihren Unter­
halt sauspruch durch schwere, gegen ihn begangene Verfehlungen 
verwirkt, insbesondere habe sie ihn in den Monaten vor Klage­
erhebung wiederholt und teilweise öffentlich in ausfallender 
Weise beleidigt und dadurch bloßgestellt. In jenem Rechtsstreit 
wurde die Klägerin durch den Beklagten als beigeordneten Ar- 
menanwalt vertreten. Der Beklagte bestritt als Anwalt der Klä­
gerin die dieser zur Last gelegten Verfehlungen nach Art und 
Schwere und machte geltend,' der Ehemann habe die Klägerin durch 
ständige vorbedachte Verschleppung der UnterhaltsZahlung nerv­
lich so weit heruntergebrächt, daß sie Anfang des Jahres 1952 
in die Nervenheilanstalt gebracht und von dort
nach mehrmonatlicher Behandlung kurze Zeit vor Klageerhebung
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entlassen worden sei; etwaige Verfehlungen der Klägerin .würden r‘** 
also wegen dieses Sachverhalts "verständlich” erscheinen. Das 
Amtsgericht beschloß Beweiserhebung über die bestrittenen angeb­
lichen Verfehlungen und die Bei Ziehung der Krankenakten der 
Nervenklinik. Die Klinik lehnte die Herausgabe ihrer Krankenak- A* 
ten ab, erklärte sich aber zu einer gutachtlichen Befundsäuße­
rung bereit. Der Beklagte beantragte, eine derartige Befunds-; 
äußerung beizuziehen. Im Termin vom 22. November 1952, in dem * 
die Zeugen über die angeblichen Verfehlungen der Klägerin ein­
gehend vernommen worden waren und die Klägerin anhand des zur 
Erörterung stehenden objektiven Sachverhalts eindeutig überführt 
worden war, erklärte der Beklagte zum Sitzungsprotokoll, daß er 
Anträge auf Einholung eines Gutachtens der 'Nervenklinik für 
diese Instanz nicht stelle.

Bas Amtsgericht gab der Vollstreckungsgegenklage des Ehemannes 
durch Urteil vom 6. Dezember 1952 statt und erklärte die Zwangs­
vollstreckung aus der vollstreckbaren Urkunde mit Wirkung ab 
1. Juli 1952 für unzulässig. Das Urteil wurde der Klägerin zu 
Händen des Beklagten am 4. März 1955 zugestellt. Am 7- April 
1955 (Dienstag nach Ostern) reichte'der Beklagte beim Landge­
richt Hannover ein Armenrechtsgesuch für die Klägerin zur Durch­
führung einer Berufung gegen das Urteil ein; gleichzeitig legte 
er für den Ball der Bewilligung des Armenrechts Berufung ein.
Der Ehemann beantragte, das Armenrechtsgesuch zurückzuweisen, 
da die Berufungsfrist verstrichen sei. Nunmehr beantragte der 
Beklagte die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Er begrün­
dete sie damit, nur durch Umorganisation innerhalb seines Bü­
ros könne der Eehler unterlaufen sein, daß der bereits am 
4. April 1955 datierte und untersehrj&ene Schriftsatz erst so 
spät zu den Akten gekommen sei. Eine Glaubhaftmachung ent­
hielt das Gesuch nicht. Das Armenrechtsgesuch und zugleich 
das Wieder eins et zungsgesuch wurden durch Beschluß des Land-



b yi' gerichts von 24-- März 1953 abgelehnt und insbesondere darauf 
hingewiesen, daß auch die Einreichung des Armenrechtsgesuchs 
unter dem Datum, den es an seinem Kopf trage, nämlich dem
4- April 1953 (Ostersamstag) verspätet gewesen sein würde, weil 
dieses der letzte Tag der Berufungsfrist gewesen sei, und daher 
eine Entscheidung darüber innerhalb der Berufungsfrist nicht 
zu erwarten gev/esen sei; eine rechtzeitige BeruJfting sei nicht 
eingelegt, weil die "bedingte” Einlegung eines Rechtsmittels 
unzulässig sei.

Die Klägerin vertritt die Auffassung, wenn der Beklagte die 
Einholung des Sachverständigengutachtens in jenem Prozeß im 
ersten Rchtszug oder mindestens im zweiten Rechtszug nach recht­
zeitiger Beantragung des Armenrechts oder sachgemäßer Begründung 
einer Wiedereinsetzung hätte durchführen lassen, würde sich 
damals bereits herausgestellt haben, daß sie in jener Zeit, 
in der die ihr zur Last gelegten Verfehlungen begangen worden 
seien, infolge einer Hirnerkrankung nicht verantwortlich gewe­
sen sei.-

.Der Beklagte leugnet eine Schadensersatzpflicht. Er behaup- 
' • tet, die Klägerin sei oelbst mit der Nichteinholung des Sach­

verständigengutachtens einverstanden gewesen- Das Armenrechts­
gesuch habe er nach der neueren Rechtsprechung auch noch am 
letzten Tag der Berufungsfrist mit dem Erfolg einreichen kön­
nen, daß ihm wegen Versäumung der Berufungsfrist Wiederein­
setzung zu gewähren gewesen wäre. Ihn treffe an dem Nichtgel­
tendmachen der angeblichen geistigen Erkrankung der Klägerin 
kein Verschulden, weil die Klägerin ihn Über den Sachverhalt \ 
nicht genügend aufgeklärt, insbesondere ihre damals bestehende 
Schlafmittelsucht verheimlicht und sich gegen eine stationäre 
klinische Untersuchung gesträubt habe. Deshalb würde eine 
von ihm damals beantragte Untersuchung nicht dazu geführt ha­
ben, mangelnde Verantwortungsfähigkeit bei der Klägerin festzu-
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stellen. Der Unterhalt würde der Klägerin daher auch in diesem 
Palle abgesprochen worden sein. Im übrigen habe sie in jener 
Zeit auch verschiedentlich kleinere Eigentumsdelikte begangen; 
außerdem habe sie trotz Rechtskraft des Unterhaltsurteils noch 
die Zwangsvollstreckung gegen ihren Ehemann zu betreiben ver­
sucht o Beide Gründe würden ebenfalls ausgereicht haben* unab­
hängig von Umständen* die Gegenstand jenes Unterhaltsprozes- 
ses gewesen seien, ihren Unterhaltsanspruch nach § 66 EheGes 
zum Erlöschen zu bringen* Sollte die Klägerin aber wirklich 
geschäftsunfähig und damit nicht verantwortlich gewesen sein, 
so wäre sie auch in ihrem Ehescheidungsprozeß und in dem Unter­
haltsprozeß nicht ordnungsmäßig vertreten gewesen, sie hätte 
nach beiden -Dichtungen Nichtigkeitsklage erheben können» Er 
hat auch die Prozeßfähigkeit der Klägerin für den vorliegenden 
Rechtsstreit angecweifeit» a

Mit der am 4> August 195A zugostell ten Klage hat die Klä­
gerin im ersten Rechtszuge vom Beklagten Zahlung von 3*400 DM 
wegen der ihr in der Zeit vom 1. Juli 1952 bis 30, November 
1953 entgangenen Unterhaltsansprüche und Zählung einer Rente 
von monatlich 200 DM ab 1. Dezember 1953 längstens bis zu 
ihrer Uiederverheiratung verlangt* Hilfsweise hat sie die 
Feststellung begehrt, daß der Beklagte verpflichtet sei* ihr 
allen Schaden zu ersetzen* der ihr daraus entsteht* daß das 
Urteil der Vollstreckungsgegenklage 1 C 657/52 in Rechtskraft 
erwachsen ist.

Der vom Gericht gehörte ärztliche Gutachter hat ausgeführt, 
die Klägerin sei für den vorliegenden Rechtsstreit prozeß­
fähig, dagegen sei sie zur Zeit der Durchführung des Unter­
haltsprozesses nicht geschäftsfähig und für die Zeit der ihr 
im Unterhaltsprozeß zur Last gelegten Verfehlungen nicht 
zurechnungsfähig gewesen. Das Landgericht hat die Klage mit 
der Begründung abgewiesen, dem Beklagten könne der Vorwurf 
schuldhafter Verletzung seiner Anwaltspflichten nicht gemacht 
werden.
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Während des Berufungsrechtszuges hat die Klägerin mit 
Rücksicht auf die Behauptung des Beklagten und den Inhalt 
des erstinstanzlichen Gutachtens Nichtigkeitsklage wegen 
des auf <äie VollstreckungsgegehHäge ergangenen Urteils 
erhöhen (1 C 738/54) * Die Klage ist ahgewiesen worden, 
weil der Gutachter in jenem Verfahren die Ansicht vertrat, 
der Nachweis der Geschäftsunfähigkeit für die Zeit, in der 
der Unterhaltsprozeß 1 0 657/52 geschwebt hat, sei nicht 
mehr zu erbringen. Nunmehr hat die Klägerin beantragt, 
den Beklagten zu verurteilen?

a) zur Zahlung von 12.400 DM nebst Zinsen für die 
in der Zeit vom 1. Juli 1952 bis zum 30. Septem­
ber 1957 entgangenen Unterhaltsansprüche,

•

b) zur Zahlung von monatlich 200,- DM beginnend mit 
Oktober 1957 längstens bis zu ihrer Wiederverhei-
ratung;

c) sie von allen Kostenansprüchen freizusteilen? die 
ihr aus dem Nichtigkeitsverfahren 1 0 738/54 des 
Amtsgericht* Hannover entstanden seien.

Der Beklagte hat noch vorgetragen, die angeblichen An­
sprüche der Klägerin seien auf den Bezirksfürsorgeverband 
Übergegangen, da sie nach Mitteilung ihrer Anwälte Für­
sorgeunterstützung erhalten habe.

Das Oberlandesgericht hat den Beklagten antragsgemäß 
verurteilt. Mit der Revision erstrebt der Beklagte die 
Wiederherstellung des die Klage abweisenden landgericht­
lichen Urteils, während die Klägerin um Zurückweisung der 
Revision bittet.

Ent sehe idungsgründe %
Zweifel an der Geschäftsfähigkeit und damit an der Pro- 

seßfähiglceit der Klägerin für den gegenwärtigen Prozeß be-
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stehen nach den in diesem Prozeß und im Hichtigkeitsprozeß bei­
gezogenen ärztlichen Gutachten nicht; sie sind auch nach Er- 
stattung jener Gutachten von den Parteien nicht mehr erhoben 
worden.

I.
Bas Berufungsgericht geht davon aus, der Beklagte habe in 

drei Beziehungen die ihm der Klägerin gegenüber obliegenden 
anwaltlichen Pflichten verletzt?

a) durch den am linde der ersten Instanz des Unterhalts­
prozesses ausgesprochenen Verzicht auf die Einholung 
des Gutachtens d.er Nervenklinik,

b) durch die verspätete Beantragung des Armenrechtsgesuchs 
für die Berufung und die nicht sachgerechte Begründung 
der V/iedereins et zungsumstände wegen Versäumung der Be­
rufungsfrist ,

c) durch die nicht ausreichende Begründung des Armenrechts 
gesuchs für den Berufungsrechtszug.

Es kann dahingestellt.bleiben, ob der Beklagte auch in den zu
a) und c) umsehriebenen Beziehungen seine anwaltlichen Pflich­
ten gegenüber der Klägerin verletzt hat; denn hinsichtlich der 
zu b) umschriebenen Beziehungen hat das Berufungsgericht zutref­
fend eine schuldhafte Verletzung der Anwaltspflichten seitens 
des Beklagten bejaht.

Bas Berufungsgericht geht davon aus, der Beklagte habe im 
A-menrechtsveriahren des damaligen Berufungsverfahrens seine 
anwaltlichen Pflichten dadurch verletzt, daß er entweder das 
Ärmenrechtsgesuch erst am letzten Tage der Berufungsfrist unter­
schrieben, oder die Wiedereinsetzungsgründe im Hinblick auf die 
noch um mehrere Tage verspätete Einreichung dieses Gesuches 
nicht ordnungsmäßig vorgetragen habe.



1) Die Revision bemängelt, daß das Berufungsgericht noch 
von der alten? inzwischen überholten Rechtsprechung ausgegan­
gen ist, woj bcIi das Armenrechtsgesuch so rechtzeitig einge­
reicht werden mußte, daß innerhalb der Rochtsmittelfrist noch, 
mit seiner Bescheidung durch das Gericht gerechnet werden 
konnte« Die Revision meint, das Armenrechtsgesuch sei daher 
rechtzeitig unterschrieben und der Beklagte habe deshalb 
zur Wiedereinsetzung nur zu begründen brauchen, warum das 
Gesuch nicht am Tage der Unterschrift (letzter Tag der Rochts­
mittelfrist) , sondern erst einige Tage später bei Gericht 
eingegangen sei. Br habe das zwar auch nur allgemein begrün­
det? insbesondere habe er davon abgesehen? gegen den die be­
absichtigte y.erufung als verspätet bezeichnenden Armenrechts- 
ablehnungsbeschluß unter näherem Ringellen auf die Wioderein- 
setsungsgründe anzugehen; jedoch gereiche ihm das nicht zum 
Verschulden, weil er siel; auf die - wie die neuere Rechtspre­
chung zeige - falsche Auffassung des Landgerichts verlassen 
habe, das Armenrechtsgesuch würde bereits bei Eingang am 
Tage der Unterschrift (letzter Tag der Rechtsmitteifrist) 
verspätet gewesen sein. Von einem Verschulden des Beklagten 
könne daher, weder hinsichtlich der Zeit der beabsichtigten 
Einreichung am letzten Tage der Rechtsmittelfrist, noch 
hinsichtlich des mangelhaften Vortrages von Y/iedereinset- 
zungsgründen für die tatsächlich erst nach Ablauf der Rechts- 
mittelfrist erfolgte Einreichung des Armenrechtsgesuchs die 
Rede sein.

Diese Ausführungen der Revision enthalten einen grundsätz­
lichen Fehler. Es wird nämlich übersehen, daß der Anwalt gerade­
so wie der Notar immer gehalten ist, bei dem Vorhandensein mehre­
rer Möglichkeiten, wie die Interessen des Mandanten gewahrt 
werden können, den sichereren Weg zu wählen. Verletzt der 
Anwalt diese Pflicht, so handelt er schuldhaft (Urteil vom
8. April 1954 - III ZR 537/52 - S. 12/13 mit weiteren Nach­
weisen; vgl » v/egen Notarohaftung s RG in V/arn 1921, 103; RGZ
148, 321 ß'±5/\ BGH vom’ 3- November 1955 III ZR 62/54 = LM
Nr. 5 zu § 21 RNotO; vom12. Dezember 1957 - III ZR 147/56 und
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BGHZ 27 , 274 0 Der Beklagte mußte also den damals bei
der alten, Rechtsprechung a l l e i n  aussichtsreichen 
Weg gehen und mußte das Armenrecht einige Tage vor Ablauf der 
Rechtsmittelfrist beantragen, wenn er sich nicht den Vorwurf 
der Verletzung der anwaltlichen Pflichten in'dem soeben erör­
terten Sinne zuziehen wollte. Ebenso mußte er auch die Präge 
der Wiedereinsetzung im Hinblick auf diese Rechtsprechung in 
seinem Armenrechtsantrag behandeln. Warum er beides nicht ge­
tan hat. hat ev - auch im Revisionsrechtszug - mit keinem 
Wort erläutert; insbesondere hat er nicht behauptet, er habe 
die Klägerin darüber belehrt, sie müsse sich rechtzeitig ent­
scheiden, ob das Armenrecht für den Berufungsrechtszug bean­
tragt werden solle.

Deshalb hat das Berufungsgericht die verspätete Einlegung 
des Armenrechtsgesuchs und des Vortrages zur Wiedereinsetzung 
im Ergebnis mit Recht als schuldhafte Verletzung der Anwalts­
pflichten des Beklagten angesehen.

II,

Diese schuldhafte Pflichtverletzung des Beklagten ist für 
den der Klägerin entstandenen Schaden auch ursächlich. Hätte 
der Beklagte nämlich nicht durch die schuldhafte Verletzung 
seiner anwaltlichen Pflichten die Sachprüfung der Vollstrek-
hungsgcgenklage «im;D̂ ri)fiingsrechtszu'gei,j enes: Verfahrens unmöglich 
*ge!H(.ichüso hä&te ; »ihn jenem Berufungsverfahren die Vollsttek-
kungsgegenklEgo des geschiedenen Ehemannes der Klägerin abgev/ie- seir werden müssen. . . Ä '1) Das Gericht hätte in jenem Berufungsverfahren die Klä­
gerin durch einen Nervenarzt auf ihre Verantwortlichkeit unter­
suchen lassen müssen. Ob das damalige Berufungsgericht ein sol­
ches Gutachten nur auf Antrag oder schon nach dem bis dahin 
vorgetragenen und festgesteHben Sachverhalt ohne einen förm-
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liehen Antrag hätte beiziehen müssen* und die weitere Präge, ob 
der Beklagte einen solchen Antrag hätte stellen müssen, kann 
dahingestellt bleiben; denn t&tsächlich hat der Beklagte im da­
maligen Armenrechtsgesuch vom 4» April 1953 eine entsprechende 
Sachaufklärung durch “Beiziehung der Akten der Heil- und Pflege­
anstalt“ zur Prüfung verlangt, in welchem “Gemütszustand“ die 
Klägerin sich zur Zeit des ihr vorgev/orfenen Verhaltens befunden 
hatte.

Vie bereits das Berufungsgericht zutreffend und von der Re­
vision niclrc angegriffen axisgeführt hat, war nicht darauf ab sü­
ßt eilen, ob die Klägerin bei den ihr vorgeworfenen Beschimpfun­
gen in einem die freie Villensbestimmung ausschließenden Zustand 
gehandelt hat, sondern ob bereits eine verminderte Zurechnungs­
fähigkeit, ja sogar eine bei nicht verminderter Zurechnungsfä­
higkeit vorhandene “seelische Ausnabmelage“ das Verhalten der 
Klägerin in einem so milden Licht erscheinen ließ, daß die 
Voraussetzungen des § 66 EheGes (schwere Verfehlung gegenüber 
dem Verpflichteten) nicht als erfüllt angesehen werden könnten« 
In dieser Richtung war der Sachverhalt damals aber ungeklärt«
J)as angelochtene Urteil des vorliegenden Prozesses stellt näm­
lich für dec Revisionogericht bindend fest, daß “das Verhalten 
der Klägerin ein erschütterndes Bild a b a r t i g e n ,  für 
die Klägerin als gebildete Prau nahezu unverständlichen Ver­
haltens” zeigte. Bei dieser Rechts-.'und Sachlage mußte daher 
- mindestens auf die vom Beklagten im Armenrechtsgesuch gege­
bene Anregung hin - ein Gutachten über die Geistesverfassung 
der Klägerin durch das damalige Berufungsgericht eingeholt wer­
den«

2) Dieses Gutachten würde auch damals* bereits ergeben haben, 
daß die Klägerin zur Zeit der ihr vorgeworfenen Verfehlungen 
(Beschimpfungen ihres geschiedenen Ehemannes) für ihr Tun nicht 
'verantwortlich war.



a) Richtig ist zwar, daß ein Gutachten mit diesem Ergebnis 
auch im Verfahren der Vollstreckungsgegenklage nur dann hätte 
erstattet werden können, wenn die Klägerin sich mit einer sta­
tionären klinischen Beobachtung einverstanden erklärt hätte.
Bas Berufungsgericht stellt auf S. 20 und 22 des Urteilte aber 
ausdrücklich fest, daß die Klägerin, die damals.eine stations- \ 
re klinische Beobachtung abgelehnt hatte, sich bei richtiger 
Belehrung seitens des Beklagten über die Bedeutung dieser 
Untersuchung für den Ausgang des Prozesses über die Voll­
streckungsgegenklage mit einer solchen stationären Beobach­
tung einverstanden erklärt haben wurde. Bie dagegen von der 
Revision erhobene Rüge, das Berufungsgericht habe im Hinblick 
darauf, daß die Klägerin'in .dem Prozeß der Vollstreckungsgegen­
klage die stationäre klinische Untersuchung verweigert habe, 
nicht mit der «Hypothese arbeiten dürfen”, sie »würde das bei 
Belehrung nicht getan haben, bev/egen sich auf dem der Nachprü­
fung im Revisionsrechtszug im wesentlichen verschlossenen Gebiet 
der Beweiswürdigung. Bas Berufungsgericht begründet im einzelnen 
daß die Klägerin bei hinreichender Belehrung durch den Beklagten 
über die Bedeutung eines solchen Gutachtens sich gerade so wie 
im jetzigen Schadensersatzprozeß zur stationären Behandlung und 
Untersuchung und zu weiteren Angaben über ihre Schlafmittelsucht 
bereit gefunden haben würde, weil es damals wie jetzt um die 
Sicherung ihrer Existenz ging, so daß eine pflichtmäßige Beleh­
rung durch den Beklagten eine etwaige abweisende Haltung der 
Klägerin in diesem Punkte mit Sicherheit überwunden haben 
würde (U S. 22). Eine Verletzung der Verfahrensvorschriften, 
der Benkgesetze und von Erfahrungssätzen liegt in diesen Aus­
führungen des Berufungsgerichts nicht.

b) Bie weitere Rüge der Revision, das Berufungsgericht habe 
die Ursächlichkeit des konkreten Haftungsgrundes nach § 287 
ZPO und nicht nach § 286 ZPO festgestellt, liegt neben der 
Bache. Bic Begründung des angefochtenen Urteils (S. 23/24)
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ergibt nämlich, daß das Berufungsgericht das Sachverständigen­
gutachten dahin versteht, der Sachverständige sei von der "an 
Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit" ausgegangen, die für 
einen Beweis i» S. des § 286 ZPO genügt. Damit ist aber die 
Unzurechnungsfähigkeit der Klägerin für jenen Zeitpunkt (Tat­
zeit des objektiv den Tatbestand des § 66 Eheßes verwirkli­
chenden Verhaltens der Klägerin) f e s t g e s t  e i l t .
Pur ein Verfahren nach § 287 ZPO ist deshalb kein Baum mehr. 
Von der Verletzung des § 286 ZPO dadurch,i daß nach 5 287 ZPO 
vorgegangen worden ist, kann daher keine Rede sein.

III.

Das Berufungsgericht hat damit eine schuldhafte Verletzung 
der dem Beklagten der Klägerin gegenüber obliegenden Anwalts­
pflichten zu Recht bejaht; es hat auch zutreffend die Ursäch­
lichkeit dieser schuldhaften Pflichtverletzung insoweit be­
jaht, als ohne diese Pflichtverletzung die Beseitigung des 
vollstreckbaren Titels der Klägerin gegen ihren geschiedenen 
Ehemann nicht erfolgt wäre. Deshalb ist der Beklagte für den 
von ihm schuldhaft rechtswidrig verursachten rechtskräftigen 
Gerichtsausspruch, daß der Klägerin gegen ihren geschiedenen 
Ehemann Unterhaltsansprüche seit dem 1. Juli 1952 nicht mehr 
zustehen, schadensersatzpflichtig, soweit daraus der Klägerin 
ein Schaden entstanden ist. *

1) Der Beklagte hatte zunächst geltend gemacht, die Kläge­
rin sei im Verfahren der Vollstreckungsgegenklage nicht ge­
schäftsfähig gewesen; sie könne daher das dort zu ihrem Nach­
teil ergangene Urteil mit Erfolg durch die Nichtigkeitsklage 
anfechten; damit sei dann der die Klägerin belastende, dem Be­
klagten zum Vorwurf gemachte gerichtliche Ausspruch Uber das 
Entfallen von Unterhaltsansprüchen der Klägerin gegen ihren 
geschiedenen Ehemann beseitigt. Nachdem inzwischen im Nichtig- 
ke its verfahren 1 0 758/54 AG Hannover der Gutachter angenommen
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hat, der Banhwoiss der Geschäftsunfähigkeit der Klägerin sei für 
den Zeitpunkt des Verfahrens der Vollstreckungsgegenklage nicht 
mehr zu führen, das Amtsgericht dem gefolgt ist und das Armen­
recht für die Berufung der Klägerin verweigert worden ist, hat 
der Beklagte diese Behauptung nicht mehr aufgestellt. Bas Be­
rufungsgericht ist auf diesen Umstand auch - unbeanstandet von 
der Revision - nicht mehr eingegangen. Darauf, ob die Klägerin . 
während des Unterhaltsprozesses tatsächlich geschäftsfähig war, 
braucht bei dieser Sachlage mangels entsprechender Parteibe­
hauptungen nicht mehr eingegangen zu werden.

2) Der Beklagte hatte weiter zunächst in Zweifel gezogen, 
ob die Klägerin zur Zeit ihres Ehescheidungsprozesses prozeß- 
fähi*; gewesen ist. Aus den zu III T erörterten Umständen er­
gibt sich, daß der Beklagte die Behauptung des Vorliegens ei­
ner Geschäftsunfähigkeit der Klägerin während des Bheschei- 
dungsprocesses im weiteren Verlauf des vorliegenden Prozesses 
nicht mehr aufrechterhalten hat. Deshalb ist auch das Berufungs­
gericht mit Recht auf diesen Sachverhalt und die daraus für das 
Vorliegen eines Schadens etwa zu ziehenden Polgerungen nicht 
mehr eingegangen.

3) Die Unterhaltsansprüche der Klägerin gegen ihren ge­
schiedenen Ehemann hatten ohne das Urteil im Prozeß über die 
Vollstreckungsgegenklage auch fortbestanden.

a) Das Berufungsgericht hat in diesem Zusammenhang ge­
prüft, ob Unterhalbsansprüche der Klägerin wegen der von ihr 
in den Jahren 1952/53 begangenen kleinen Eigentumsdelikte 
nach § 66 EheGes entfallen wären, so daß insoweit die Pflicht­
verletzung des Beklagten für den Portfall der Unterhaltsan- 
spr liehe nicht ursächlich wäre. Es hat in einer von der Revi­
sion ebenfalls nicht angegriffenen Weise, die Rechtsfehler 
nicht erkennen läßt, begründet, daß auch jene Eigentumsdelikte
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in die Zeit des seelischen Ausnahmezustandes der Klägerin fielen 
und daher nicht als 11 ehrloser und unsittlicher Lebenswandel” 
i, 8. des § 66 KheGes angesehen werden können*

b) Nicht erwähnt hat das Berufungsgericht in diesem Zusam­
menhang allerdings die Behauptung des Beklagten, Unterhalts- 
anBprüche der Klägerin seien nach § 66 EheGe» auch deshalb 
entfallen, weil sie trotz rechtskräftiger Beseitigung der 
vollstreckbaren Urkunde wegen des Unterhalts die Zwangsvoll­
streckung daraus gegen ihren geschiedenen Ehemann zu betrei­
ben versucht habe* Gans abgesehen davon, daß insoweit eine 
Revisionsrüge nicht erfolgt ist, würde ein solches Verhalten 
nicht als ein "ehrloser oder unsittlicher Lebenswandel" i, S. 
des § 66 Ehe Ges angesehen werden können, weil es sich nur 
um unbedeutende Werte gehandelt und die Tat zu der Zeit be­
gangen worden 1st, als die Klägerin sich mindestens in einem 
seelischen Ausnahmezustand befunden hat.

c) In diesem Zusammenhang macht die Revision ferner geltend, 
der geschiedene Ehemann der Klägerin erfülle den Tatbestand 
des § 826 BGB, wenn er sich auf das ihm als objektiv unrichtig 
bekannte Urteil über die Vollstreckungsgegenklage berufe und 
unter Hinweis auf dieses Urteil die UnterhaltsZahlungen verwei­
gere o .r-ic Revision mej nt ah.brdäß ‘ die. Klägerin', mich* wiefrcvzvr

Unterhaltsprozeß nicht'’entständen 'öeio'j* iu oi.).■.* cn
Au - ce/i|*« . . <j i u U. ^  . v6 ; 1 v*i

. V . „ < .  i J (.m ||

Die Voraussetzungen, unter denen das • Gebrauchmachen von 
einem sachunrichtigen Urteil den Tatbestand des § 826 BGB er­
füllt und entsprechende Ansprüche gegen den Schädiger (hier '



- 15 -

I

? . , 
,t 4,,1 '
I .

den geschiedenen Ehemann) gibt (vgl. dazu Urteil des Senats 
vom 21. Juni 1951 - III ZR 210/50 = BJW 1951, 759), sind 
jedenfalls in den Tatsacheninstanzen nicht vorgetragen wor­
den. Selbst wenn jetzt ein entsprechender Sachverhalt im 
Revisionsverfahren vorgetragen wäre, so könnte er nicht
mehr berücksichtigt werden und könnte daher nicht zur Zurück- ♦
Verweisung der Sache in die Tatsacheninstanz führen, weil 
ein solcher Vortrag als neuer Sachverhalt nach § 561 ZPO 
nicht mehr während der Revisionsinstanz in das Verfahren 
eingeführc werden kann* i

4) Die Klägerin würde bei Fortbestehen ihres ursprüng­
lichen Unterhaltstitels ihre Ansprüche gegen ihren geschie­
denen Ehemann auch erfolgreich haben durchsetzen können.

Das Berufungsgericht hat dazu ausgeführt (U S. 28), 
ausreichende Umstände, die die Annahme rechtfei'tigten, 
die Klägerin würde auch bei Bestehenbleiben des Titels von 
ihrem geschiedenen Ehemann Unterhalt nicht haben beitreiben 
können., seien vom Beklagten, dem insoweit die Beweislast ob­
liege, nicht vorgetragen worden* Diese von der Revision nicht 
angegriff enen Ausführungen lassen einen Rechts irr tum .nicht 
erkennen.

5) Auch die der Klägerin durch den Richtigkeitsprozeß ent­
standenen Kosten sind durch das pflichtwidrige Verhalten des 
Beklagten in dem Verfahren über die Vollstreckungegegenklage 
verursacht worden.

Das Berufungsgericht hat in diesem Zusammenhang den Kich- 
tigkeitsprozeß und seinen Ausgang erwähnt. Es hat ausgeführt, 
die Klägerin habe wegen der vom Beklagten aufgesteilten Be­
hauptung über die Möglichkeit der erfolgreichen Durchführung
eine üichtigkeibeklag® diese Klage vor vollständiger Durchführung

*



dee vorliegenden Schadensersatzprozesses erhöben m ü s s e n ;  
der Beklagte müsse daher auch, für die der Klägerin dadurch 
entstandenen Kosten auf kommen» Biese Ausführungen sind von 
der Revision nicht beanstandet worden. Sie lassen - jedenfalls 
im Ergebnis - einen Rechtsirrtum nicht erkennen, weil tatsäch­
lich das Vorbringen des Beklagten über die Möglichkeit einer 
Nichtigkeitsklage der Klägerin vor abschließender Durchführung 
des vorliegenden Schadensersatzprozesses Anlaß geben konnte, 
jene Nichtigkeitsklage zu erheben. Auch derartige Anstalten, 
den durch das ochuldhafte Verhalten des Schädigers entstandenen 
Schaden zu mindern oder zu beseitigen (hier Aufhebung des den 
Unterhalt absprechenden Urteils im Wege der Nichtigkeitsklage) 
sind durch die schädigende Handlung verursacht; der durch sie 
entstandene Kostenaufwand ist jedenfalls dann vom Schädiger 
zu ersetzen, wenn dieser durch sein weiteres Verhalten (hier 
Behauptung der Proceßunfähigkeit während des Unterhaltsprozesses 
und durch Behauptung der Voraussetzungen für die erfolgreiche 
Durchführung einer Nichtigkeitsklage) Anlaß gegeben hat, daß 
der Geschädigte jenen Weg zur Schadensbeseitigung oder -minde- 
rung beschritten hat. Daß die Klägerin jenen Nichtigkeitspro­
zeß schlecht geführt und deshalb die Klageabweisung verschuldet 
habe, hat der Beklagte nicht behauptet. Deshalb braucht auch 
in diesem Zusammenhang nicht geprüft zu werden, ob jener Nich- 
tigkeitsprozeß richtig entschfe den worden ist. Es genügt viel­
mehr die Feststellung, daß die der Klägerin anläßlich jenes 
Prozesses entstandenen Kosten ursächlich auf das Verhalten des 
Beklagten zurückgehen; denn damit steht fest, daß sie Aufwen­
dungen der Klägerin zur Minderung des Schadens sind, die zwar 
nicht zur Hinderung geführt haben, aber von der Klägerin be­
rechtigterweise gemacht werden durften.

IV.
Dem Hinweis des Beklagten, die Ansprüche der Klägerin gegen 

ihn seien nach § 21 PÜrsorgepflichtVO auf den Pürsorgeverband
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übergegangen, begegnet das Berufungsgericht (ü S. 28) mit der Br— 
wägung, § 21 IlirsorgepflichtVO regele nur den Übergang von U n- 
t e r h a 1 t a anöfcrüchen desjenigen Unterstützungsbedürftigen, 
den der Fürsorgeverband unterstützt habe; auf Schadensersatzan­
sprüche wegen sehulöhaft entzogenen Unterhalts beziehe die Vor­
schrift sich nicht« Diese Auslegung greift die Revision mit der 
Begründung an, die Vorschrift des § 21 solle in weitem Umfang die 
Fürsorgeverbände sichern und umfasse daher auch Schadensersatz- 
anaprüche „

Auf diese Rüge braucht jedoch nicht weiter eingegangen zu 
werden, weil der Übergang auf den Fürsorgeverband nur durch 
schriftliche f l b e r l e i t u n g s a n z e i g e  nach 
§ 21 a FtirsorgepflichtVO, nicht aber durch bloße Mitteilung, 
daß dem Hilfsbedürftigen Unterstützung gewährt sei, herbei­
geführt wird (BGrH Urteil vom 23. Februar 1955 - IV ZR 223/54 
= LM Br, 2 zu § 21 a FürsorgepflichtVO)- Der Beklagte hat 
aber in seinem Schriftsatz vom 19* Juli 1957 auf S. 4/5 nur 
vorgetragen, nach einem Brief der Frozeßbevollmächtigten der 
Klägerin an die Allianzverticherungsgesellschaft habe die Kläge­
rin Fürsorgeunterctütsung bezogen. Das Vorliegen einer Über­
gangsanzeige ist üeher nicht behauptet worden. Der Beklagte 
hat nicht einmal eine formlose Mitteilung seitens der Für­
sorgebehörde behauptet.
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Ein Übergang der hier streitigen Schadenersatzansprüche 
auf den Pürsorgeverband kommt daher schon mangels einer 
Überleitungrianzeige nicht in Präge.

Die Revision des Beklagten war daher mit der Kostenfolge
aus § 97 ZPO zurückzuweisen.

*

Er. Geiger Er. Pagendarm • Er. Arndt
Er. Beyer Er. Hußla
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